
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Norbert Kleinwächter, Siegbert Droese, Martin Hebner, Corinna 
Miazga, Dr. Harald Weyel und der Fraktion der AfD

Handel mit „Golden Visa bzw. Golden Passport“ in der Europäischen Union

Zugang zu langfristigen Aufenthaltsgenehmigungen oder Staatsbürgerschaften 
in EU-Ländern ermöglichen die sogenannten „Golden Visa“ (vgl. www.zeit.de/
politik/ausland/2018-03/europaeische-union-golden-visa-programme-aufent
haltsgenehmigungen-5vor8). Voraussetzung ist die Bereitstellung von Investiti-
onen durch die Antragsteller in entsprechenden Programmen der jeweiligen 
EU-Länder (residence by investment, citizenship by investment). Der Handel 
mit diesen Aufenthaltstiteln für Wohlhabende wird inzwischen in 13 EU-
Ländern praktiziert (The Guardian, 22. Januar 2019, www.theguardian.com/wo
rld/2019/jan/22/golden-visa-schemes-pose-risk-to-eu-security-brussels-to-say). 
25 Mrd. Euro wurden durch „Golden Visa/Golden Passports“ in den letzten 
zehn Jahren nach Schätzungen in der EU insgesamt eingenommen (ebd.). Der 
Handel mit permanenten Aufenthaltsgenehmigungen oder gar Staatsbürger-
schaften wird in einigen Ländern von eigens darauf spezialisierten Unterneh-
men betrieben, die damit beträchtliche Umsätze erzielen (www.forbes.com/site
s/daviddawkins/2019/07/22/the-worlds-wealthiest-embrace-covert-and-secretiv
e-service-granting-golden-passports-to-uk-and-eu/#426acf54188f). Insbesonde-
re für neue EU-Mitglieder stellt dieser Handel eine lukrative Einnahmequelle 
dar. So erwirtschaftete Zypern 6,6 Mrd. Euro mit dem Verkauf von Staatsbür-
gerschaften. Malta etwa bestreitet mit den Einnahmen (2017/2018) von 
260 Mio. Euro (Investment Migration Insider, www.imidaily.com) 2,5 Prozent 
seines Bruttosozialproduktes.
Eine im Herbst 2017 ermordete maltesische Journalistin, die zu „Golden Visa“ 
recherchiert hatte, sah in dem Programm aber auch ein Einfallstor für Schwarz-
geld in die EU (www.theguardian.com/world/2019/jan/22/golden-visa-sche
mes-pose-risk-to-eu-security-brussels-to-say). Transparency International fand 
bereits in einer Serie von Untersuchungen heraus, dass der freie Zugang zum 
Schengen-Raum und zur EU-Staatsbürgerschaft durch diese Programme Kor-
ruption und organisiertem Verbrechen Tür und Tor öffnet (Politics and govern-
ment. Golden Visa programmes in Europe pose major corruption risk. Issued 
by Transparency International Secretariat, 5 March 2018 www.transparency.or
g/news/pressrelease/golden_visa_programmes_in_europe_pose_major_corrupti
on_risk). Dieses Problem betrifft aufgrund der offenen Grenzen in Europa alle 
Schengen-Länder. 87 Prozent der in Malta eingebürgerten Investoren haben das 
Land verlassen und halten sich in einem anderen EU-Land auf. Insbesondere 
die EU-Länder, die in dem Korruptionsindex schlecht abschneiden – neben 
Malta sind dies Griechenland, Ungarn Zypern und Spanien (Transparency In-
ternational. Corruption Perception Index. www.transparency.org/cpi2018 / Eu-
rostat 24. Juni 2019) – generieren mit dem Passhandel die höchsten Umsätze 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/16613
19. Wahlperiode 20.01.2020

http://www.zeit.de/politik/ausland/2018-03/europaeische-union-golden-visa-programme-aufenthaltsgenehmigungen-5vor8
https://www.theguardian.com/world/2019/jan/22/golden-visa-schemes-pose-risk-to-eu-security-brussels-to-say
https://www.forbes.com/sites/daviddawkins/2019/07/22/the-worlds-wealthiest-embrace-covert-and-secretive-service-granting-golden-passports-to-uk-and-eu/
http://www.imidaily.com
https://www.theguardian.com/world/2019/jan/22/golden-visa-schemes-pose-risk-to-eu-security-brussels-to-say
http://www.transparency.org/news/pressrelease/golden_visa_programmes_in_europe_pose_major_corruption_risk
https://www.transparency.org/cpi2018


(Investment Migration Insider, www.imidaily.com). Auch Anwärter auf die 
EU-Mitgliedschaft mit aus Sicht der Fragesteller noch ausgeprägteren Korrup-
tionswerten wie Albanien sind im Hinblick auf die Beitrittsperspektive bereits 
in den Handel mit ihren landeseigenen Pässen eingestiegen. Es steht aus Sicht 
der Fragesteller zu erwarten, dass das neue Einbürgerungsprogramm von Mon-
tenegro nach dem beabsichtigten Beitritt auch Geschäftsleuten von zweifelhaf-
tem Ruf künftig unbegrenzten Zugang zum Schengenraum gewähren wird 
(Balkan Insights: Montenegro Renews Plan to Offer Passports to Investors. 
https://balkaninsight.com/2018/07/27/montenegro-renew-bid-to-offer-pas
sports-for-investors-07-27-2018/). Der Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat, Stephan Mayer, bezeichnete 
das „economic citizenship“ Montenegros als offene Provokation gegen die Po-
litik der europäischen Integration (https://balkaninsight.com/2010/08/11/ger
mans-criticise-montenegrin-citizenship-plan/). Kritisiert werden die Einbürge-
rungsprogramme vor allem, weil sie Schlupflöcher für Steuerhinterziehung bie-
ten. Die OECD hat wegen der Dringlichkeit der Problematik Präventionsrichtli-
nien veröffentlicht (OECD, Preventing Abuse of Residence by Investment 
Schemes to circumvent the CRS, 19 February – 19 March 2018).
Abgesehen von den kriminellen Aspekten, wie Steuerhinterziehung und Geld-
wäsche, stehen inzwischen auch negative wirtschaftliche Effekte in der Kritik. 
Ein großer Teil des Investorengeldes fließt in den ohnehin schon angespannten 
Immobiliensektor und treibt die Immobilienpreise noch weiter in die Höhe (vgl. 
EPRS study, a. a. O.). Es gibt kaum Informationen darüber, wer die Investitio-
nen tätigt und auf diesem Wege dauerhaft in die EU gelangt. Eine Anfrage der 
portugiesischen Europaabgeordneten Ana Gomes etwa zur Identität der Antrag-
steller in ihrem eigenen Land wurde nur unbefriedigend beantwortet (Die Zeit, 
14. März 2018, www.zeit.de/politik/ausland/2018-03/europaeische-union-golde
n-visa-programme-aufenthaltsgenehmigungen-5vor8 ). Bekannt wurde jedoch, 
dass zwei Drittel der in Portugal erteilten Aufenthaltsgenehmigungen in den 
letzten Jahren an Chinesen gingen. In Malta waren dies 60 Prozent (Investment 
Migration Insider, a. a. O.). EU-weite Statistiken über die Herkunft der Antrag-
steller gibt es nicht. Es gibt jedoch Schätzungen, die sich aus Informationsquel-
len einiger EU-Länder ergeben, nach denen neben Chinesen Russen und Araber 
am stärksten vertreten sind (Investment Migration Insider, a. a. O.).
Nachdem die Praxis der „Golden Visa“ im EU-Parlament schon länger kritisiert 
wird, sieht nun auch die EU-Kommission in der Intransparenz bei der Vergabe-
praxis ein Problem (Citizenship by Investment and Residency by Investement 
schemes in the EU. State of play, issues and impacts. EPRS Study, October 
2018 www.europarl.europa.eu/cmsdata/155728/EPRS_STUD_627128_Citizen
ship%20by%20Investment%20_FINAL.pdf). Aufgrund fehlender Angaben 
über die Personen, die auf dem Wege der „Golden-Visa“-Praxis in die EU ge-
langen, entstehen für die Staatengemeinschaft Sicherheitsrisiken. Die Studie 
des Europaparlaments (ebd.) warnt vor importierter Kriminalität. Eine Kom-
mission wurde eingesetzt, um die Handhabung der Regelungen in den einzel-
nen Ländern zu überwachen. EU- Parlamentarier sehen jedoch in den Aktivitä-
ten halbherzige Maßnahmen, die nichts bewirken könnten (The Guardian, 
23. Januar 2019, www.theguardian.com/world/2019/jan/23/eu-crackdown-gold
en-visas-criticised-half-hearted).
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Wir fragen die Bundesregierung:
 1. Hat die Bundesregierung Kenntnis von dem in der EU praktizierten Han-

del mit „Golden Visa/Golden Passports“ (vgl. Vorbemerkung der Frage-
steller)?
a) Wenn ja, welche konkreten Kenntnisse hat sie?
b) Wenn nein, wie erklärt sich die Bundesregierung das Fehlen entsprech-

ender Informationen, und welche Maßnahmen könnten aus Sicht der 
Bundesregierung zu mehr Transparenz im innereuropäischen Visa-
Handel beitragen?

 2. Wie beurteilt die Bundesregierung die fehlende Transparenz (siehe Vorbe-
merkung der Fragesteller) der „Golden Visa/Golden Passport“-Praxis hin-
sichtlich der europäischen Werte?

 3. Hat die Bundesregierung Kenntnis über den wachsenden Handel mit Päs-
sen in künftigen Beitrittsländern, insbesondere Montenegro (vgl. Vorbe-
merkung S. 2 und Balkan Insights: Montenegro Renews Plan to Offer 
Passports to Investors. https://balkaninsight.com/2018/07/27/montenegro-r
enew-bid-to-offer-passports-for-investors-07-27-2018/)?
Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diese Aktivitäten im Hinblick 
auf den Beitritt dieser Länder?

 4. Sieht die Bundesregierung Gefahren durch „Citizenship by Investment“ 
für die innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland durch die feh-
lende Kontrolle der Einwanderung über die Investorenprogramme?

 5. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung das Investitionsvolumen 
durch „Golden Passport“-Inhaber im Immobiliensektor in Deutschland?
Plant die Bundesregierung Gesetzesinitiativen, die die Ankurbelung der 
Immobilienpreisspirale durch ausländische Investitionen wirksam bekämp-
fen?

 6. Sind nach Auffassung der Bundesregierung die Geldwäscherichtlinien der 
EU wirksame Instrumente, Geldwäsche durch Missbrauch der „Golden Vi-
sa/Golden Passport“-Programme zu verhindern?

 7. Welche Instrumente zur Verhinderung von Geldwäsche in Deutschland 
plant die Bundesregierung?
Wie erfolgreich sind die existierenden Instrumente in den in Frage stehen-
den Fällen?

 8. Sind der Bundesregierung kriminelle Aktivitäten von Investoren in 
Deutschland bekannt, die über die Investorenprogramme von Malta, Zy-
pern, Griechenland, Ungarn, Spanien, Portugal in die EU gelangt sind?

 9. Sind der Bundesregierung Fälle von Steuerhinterziehung durch Inhaber 
von „Golden Passports/Golden Visa“ in Deutschland bekannt (wenn ja, 
bitte nach Einreise- und Herkunftsland auflisten)?

10. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung der OECD, dass Investoren-
programme für Steuerhinterziehung missbraucht werden (vgl. S. 33 der 
Studie)?
a) Wenn ja, inwieweit unterstützt die Bundesregierung die von der OECD 

angeregte Entwicklung und Durchsetzung entsprechender Maßnah-
men?

b) Welche Maßnahmen wurden bisher mit welchem Erfolg implemen-
tiert?
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11. Sieht die Bundesregierung in der fehlenden Standardisierung der unter-
schiedlichen nationalen Regelungen für Visa- und Einbürgerungsprogram-
me „Citizenship by Investment“ und „Residency by Investment“ in der EU 
Probleme?
Wenn ja, wann, und wie hat sie sich im Europäischen Rat für koordinieren-
de Maßnahmen zwischen den EU-Mitgliedstaaten eingesetzt?

12. Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf, grenzüberschreitende Aktivi-
täten von Investoren mit gekaufter EU-Staatsbürgerschaft oder Aufent-
haltsgenehmigung zu kontrollieren?
Wenn ja, welche staatlichen oder supranationalen Maßnahmen wären nach 
Kenntnis der Bundesregierung für entsprechende Kontrollen geeignet?

13. Ist die Bundesregierung in der von der EU Kommission eingesetzten Un-
tersuchungskommission (vgl. Vorbemerkung, letzter Absatz) vertreten?

14. Welche Fortschritte hat nach Kenntnis der Bundesregierung die Unter-
suchungskommission (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller, letzter Absatz) 
erzielt?
Wurden einzelnen Ländern, wie zum Beispiel Malta, Auflagen gemacht, 
und wenn ja, welche, wie werden sie umgesetzt, und mit welchem Erfolg?

Berlin, den 19. November 2019

Dr. Alice Weidel, Dr. Alexander Gauland und Fraktion
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